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EU-Kommission bestätigt: Mietregulierung verschärft 
Wohnungsknappheit  

Haus & Grund fordert Kurswechsel in der 
Wohnungspolitik  

Die Europäische Kommission stellt Deutschland in ihrer 
aktuellen Empfehlung zur Wirtschafts- und Sozialpolitik 
ein klares Zeugnis aus: Mietregulierungen bekämpfen 
nicht die Ursachen der Wohnungsknappheit. Sie können 
vielmehr private Investitionsanreize schwächen und die 
effiziente Nutzung des vorhandenen Wohnraums 
behindern.  

Haus & Grund Deutschland sieht sich damit in seiner langjährigen Kritik an immer neuen 
Eingriffen in das Mietrecht bestätigt. „Der Wohnungsmangel ist kein Naturgesetz. Er ist das 
Ergebnis politischer Fehlanreize“, erklärt Haus & Grund-Präsident Kai Warnecke. „Jetzt 
liegt es an der Bundesregierung, den Kurs zu ändern: mehr ermöglichen, weniger 
regulieren.“  

Die Kommission verweist darauf, dass die Wohnungsinvestitionen in Deutschland weiter 
zurückgegangen sind und die Bezahlbarkeit von Wohnraum zunehmend unter Druck steht. 
Besonders kritisch bewertet sie die wachsende Kluft zwischen Bestands- und 
Neuvertragsmieten. Diese Entwicklung führe zu einem „eingefrorenen“ Wohnungsmarkt und 
könne die Mobilität von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern einschränken. Aus Sicht von 
Haus & Grund ist dies eine direkte Folge einer verfehlten Mietrechtspolitik.  

„Die Bundesregierung sollte diese Empfehlung sehr ernst nehmen“, so Warnecke. 
„Deutschland braucht keine weitere Verschärfung des Mietrechts, sondern einen echten 
Investitions- und Bauimpuls. Wer privaten Vermietern ständig neue Pflichten, Risiken und 
Kosten auferlegt, darf sich nicht wundern, wenn weniger gebaut, modernisiert und vermietet 
wird.“ 

 


